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Inhalt. Ermächtigungsgeſetz (S. 719). — Inkrafttreten der Abänderung der Berner Uebereinkunft zum 
Schutze der literariſchen und künſtleriſchen Werke für die Freie Stadt Danzig (S. 720). 
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124 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Ermächtigungsgeſetz. 
Vom 1. 9. 1931. 
SE s 
Im Hinblick auf die verſchärfte Notlage der Freien Stadt Danzig und zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung der Finanzen des Staates, der Gemeinden und der Gemeindeverbände, ſowie zur Be- 
hebung finanzieller, wirtſchaftlicher und ſozialer Notſtände wird der Senat ermächtigt, die folgenden 
Maßnahmen, denen der Volkstag hiermit zuſtimmt, zu treffen: 
1. Vereinfachung der Verwaltung und Rechtspflege mit dem Ziele, Erſparniſſe zu machen, 
2. Anderung der Gerichtskoſtengeſetze und der Gebührenordnungen für Notare, Rechtsanwälte, Ge⸗ 
richtsvollzieher ſowie Zeugen und Sachverſtändige und des Geſetzes über die Erſtattung von Ge⸗ 
bühren in Armenſachen vom 5. November 1929 (G. Bl. S. 145), 
3. Anderung: 
a) der Gebührenordnungen für Arzte, Zahnärzte und Tierärzte, 
a b) der Arzneitaxen, 5 
4. Anderung der Vorſchriften über den Finanzausgleich in den einzelnen Steuergeſetzen, 
5. Anderung des Einkommenſteuergeſetzes: 
a) Neuregelung der ſozialen Ermäßigungen, 
b) Neuregelung der Pauſchabzüge für Werbungskoſten und Sonderleiſtungen, 
e) Neuregelung der Erſtattungsvorſchriften für das Steuerabzugsverfahren, 
d) Neuregelung des Zuſchlags zur Einkommenſteuer durch Einführung eines Sonderzuſchlags für 
Steuerpflichtige, die nicht der Feſtbeſoldetenſteuer unterliegen, 
e) Neuregelung der Tantiemeſteuer, i 
f) Anderung der Vorſchriften über die Beſteuerung nach dem Verbrauch, 
92) Anderung der Vorſchriften über die Erfaſſung der Spekulationsgewinne, 
h) Anderung der Beſteuerung des Einkommens aus dem Gewerbebetrieb, 
6. Einführung von Verzugszuſchlägen für ſäumige Steuerzahler, 
7. Verlängerung und Anderung des Lohnſummenſteuergeſetzes, 


8. 1 des Umſatzſteuergeſetzes, des Gewerbeſteuergeſetzes und des Wandergewerbeſteuer⸗ 
geſetzes, i 


9. Anderung der Beſteuerung der Konſumgenoſſenſchaften und der Warenhäuſer, 
10. Neuregelung der Realbeſteuerung der Grunditüde, 
11. Einführung einer Betriebseröffnungsſteuer, 
102. Einführung einer Mineralwaſſerſteuer, 
| 13. Anderung der Steuervorſchriften für Kapitalverwaltungsgeſellſchaften, 
14. Erlaß einer Steueramneſtie, 
15. Anderung der Zivilprozeßordnung, des Lohnbeſchlagnahmegeſetzes und der Verordnung über 
Lohnpfändungen hinſichtlich der Beſtimmungen über Lohnpfändungen und der Pfändungen von 
Sachen und Forderungen, 
16. Reform des Rechtes der Aktiengeſellſchaften, 8 
157. Anderung des Geſetzes über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 19. Oktober 
N 1928 (G. Bl. S. 129): l 
a) Zahlungsweiſe der Dienſtbezüge ($ 31), 5 
bh) nur für den Fall der Aufhebung des Beſitzſtandes (8 46): Aufhebung des Ausgleichszu⸗ 
ſchlages ($ 20), . N 


: (Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 10. 9. 1931). 
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18. Anderung der Verordnungen über die Feſtbeſoldetenſteuer vom 30. Januar, 7. und 10. März 1931 
(G. Bl. S. 23, 39 und 47) und Erhöhung der Feſtbeſoldetenſteuer: 

a) für den Fall der Aufhebung des Beſitzſtandes und des Ausgleichszuſchlages (SS 46 und 20 
des Geſetzes über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 19. Oktober 1928 
— G. Bl. S. 329 —): 
bis auf 14% für Beamte, Geiſtliche, mit Ruhegeldberechtigung Angeſtellte im Amt, im 
Warteſtande und im Ruheſtande und deren Hinterbliebene, ſowie bis auf 12% für die ſon⸗ 
ſtigen der Beſteuerung unterliegenden Perſonen. Die Steuer wird nur von dem 100 G 
monatlich überſteigenden Teil der Bezüge erhoben. Bez 

b) für den Fall der Nichtaufhebung des Beſitzſtandes und des Ausgleichszuſchlages (SS 46 und 
20 a. a. O.): N 
bis auf 17% für Beamte, Geiſtliche, mit Ruhegeldberechtigung Angeſtellte im Amt, im 
Warteſtande und im Ruheſtande und deren Hinterbliebene, ſowie bis auf 15% für die ſon⸗ 
ſtigen der Beſteuerung unterliegenden Perſonen, i i 

19. Anderung der Reichsverſicherungsordnung, des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes, des Verſorgungs⸗ 
geſetzes, des Altrentnergeſetzes und des Geſetzes über das Verfahren in Verſorgungsſachen zwecks 
Anpaſſung an die jeweilige deutſche Regelung, a 

20. Anderung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes zwecks Neuregelung der Winterbeihilfe, 

21. Anderung des Arbeitsvermittlungsgeſetzes vom 27. Juni 1930 zwecks Ausdehnung der Ver⸗ 
pflichtung zur Einholung der Beſchäftigungsgenehmigung auf den Auftraggeber in Sonderfällen, 

22. Verkürzung der Arbeitszeit, 3 

23. Maßnahmen zur Verbilligung der Lebenshaltung, zur Förderung der Gütererzeugung und Re⸗ 
gelung des Abſatzes unter Androhung von Gefängnis- und Geldſtrafen für Zuwiderhandlungen 
gegen die auf Grund dieſer Beſtimmung erlaſſenen Verordnungen, 

24. Anderung der Gewerbeordnung hinſichtlich des Hauſierhandels, des Schankweſens und Einführung 
von Gewerbekarten unter Androhung von Gefängnis- und Geldſtrafen für Zuwiderhandlungen 
gegen die auf Grund dieſer Beſtimmung erlaſſenen Verordnungen, 

25. Bekämpfung der Schwarzarbeit unter Androhung von Gefängnis- und Geldſtrafen für Zuwider⸗ 
handlungen gegen die auf Grund dieſer Beſtimmung erlaſſenen Verordnungen, 

26. Beſtimmungen über die Bewegung und Finanzierung der Ernte, 

27. Anderung des Geſetzes über die Beaufſichtigung der Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 
1901 (Bauſparkaſſengeſetz), 8 

28. Anderung der geltenden Wohnungswirtſchaftsgeſetze, 

9. Februar 1923 (G. Bl. S. 291) 


14. November 1928 (G. Bl. ©. 414), 


29. Anderung des Geſetzes über den Finanzrat vom 


30. Regelung des Geld-, Bank- und Börſenweſens, 
31. Anderung des Senatorengeſetzes vom 9. Januar 1931 (G. Bl. S. 1), 
32. Weitere Maßnahmen zur Erreichung der oben bezeichneten Zwecke, die im Rahmen der Ver⸗ 
faſſung liegen. 
2 : 


Die erlaſſenen Verordnungen ind dem Volkstag unverzüglich zur Kenntnis zu bringen; ſie ſind 
aufzuheben, wenn und ſoweit der Volkstag dies verlangt. 


8 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Es tritt mit dem 31. Auguſt 1932 
außer Kraft. 
Danzig, den 1. September 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer. Dr. Hoppenrath. Dumont. 


125 Auf Grund von $ 2 des Geſetzes vom 30.4.1931 — G. Bl. S. 71 — wird hiermit bekannt gemacht, 
daß die in Rom am 2. Juni 1928 beſchloſſene Abänderung der Berner Übereinkunft zum Schutze der 
literariſchen und künſtleriſchen Werke am 1. Auguſt 1931 für die Freie Stadt Danzig in Kraft ge⸗ 
treten iſt. f 
Danzig, den 26. Auguſt 1931. : 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Winderlich. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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